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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. April 1959 

12 — 53002 — 2502/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur näheren Regelung 
der Entschädigungsansprüche für Auslands- 
bonds 

(Auslandsbonds-Entschädigungsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 17. April 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur näheren Regelung der Entschädigungsansprüche • 
für Ausland^bonds (Auslandsbonds-Entschädigungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


\ 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestim- 
mungen: 

1. Bereinigungsgesetz ist das Gesetz zur Bereini- 
gung von deutschen Schuldverschreibungen, 
die auf ausländische Währung lauten (Berei- 
nigungsgesetz für deutsche Auslandsbonds — 
AuslWBG) vom 25. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 553) ; 

2. Entschädigungsansprüche sind die Entschädi- 
gungsansprüche aus Feststellungsbescheiden 
nach § 53 AuslWBG und für Tilgungsstücke 
nach § 54 AuslWBG; 

3. Entschädigungsberechtigte sind Personen, 
denen nach §§ 53, 54 AuslWBG Entschädi- 
gungsansprüche zustehen; 

4. Schuldenabkommen ist das Abkommen vom 
27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden (Bundesgesetzbl. II S. 331); 

5. Ausführungsgesetz zum Schuldenabkommen 
ist das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24, August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003); 

6. Regelungsangebot ist ein dem Artikel 3 Buch- 
stabe g des Schuldenabkommens entsprechen- 
des Regelungsangebot; als Regelungsangebot 
im Sinne dieses Gesetzes gilt auch ein An- 
gebot nach Anlage I des Schuldenabkommens; 

7. Umtauschstücke sind Wertpapiere, die im Um- 
tausch gegen die bei Annahme des Regelungs- 
angebotes eingereichten Auslandsbonds aus- 
gegeben worden sind, sowie Auslandsbonds, 
denen die Regelungsbedingungen nach An- 
nahme des Regelungsangebotes aufgedruckt 
worden sind (Artikel 15 Abs. 2 Buchstaben a 
Nr. i und ii des Schuldenabkommens). 


§ 2 

Geltung des Bereinigungsgesetzes 

Für die Entschädigungsansprüche gelten §§ 53, 54 
AuslWBG mit der sich aus den folgenden Vor- 
schriften ergebenden näheren Regelung. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Entschädigungsansprüche 
aus Feststellungsbescheiden 

§ 3 

Inhalt des Entschädigungsanspruchs 

(1) Der Aussteller ist dem Entschädigungsberech- 
tigten zu Geldleistungen verpflichtet, deren Wäh- 
rung, Höhe, Verzinsung und Fälligkeit sich nach 
den Leistungen richtet, die dem Entschädigungs- 
berechtigten bei Anerkennung des Auslandsbonds, 
auf den sich sein Feststellungsbescheid bezieht, 
nach dem Regelungsangebot zustehen würden. 

(2) Sieht das Regelungsangebot die Ausgabe von 
Umtauschstücken vor, so gilt Absatz 1 mit der Maß- 
gabe, daß die Entschädigung nach den für die Um- 
tauschstücke geltenden Bedingungen zu leisten ist; 
Umtauschstücke kann der Entschädigungsberech- 
tigte nicht verlangen. An die Stelle der Leistungen, 
die der Aussteller zum Rückkauf oder zur Aus- 
losung von Umtauschstücken jährlich aufzubringen 
hat, treten Tilgungszahlungen, die der Aussteller 
dem Entschädigungsberechtigten jährlich zur teil- 
weisen Tilgung des Entschädigungsanspruchs zu 
leisten hat; Höhe und Fälligkeit dieser Tilgungs- 
zahlungen bemessen sich nach den Bedingungen, 
die für die Umtauschstücke gelten. Ist der Aus- 
steller berechtigt, die Umtauschstücke zu kündigen, 
so gilt diese Befugnis auch für die Entschädigungs- 
ansprüche. 

(3) Sieht das Regelungsangebot nach Wahl des 
Berechtigten eine Barablösung oder die Ausgabe 
von Umtauschstücken vor, so sind für die Entschä- 
digung die für die Barablösung geltenden Bedin- 
gungen maßgebend. 

(4) Hat der Aussteller kein Regelungsangebot 
abgegeben, so ist er zu den Geldleistungen ver- 
pflichtet, die sich aus dem Schuldenabkommen und 
seinen Anlagen für Verpflichtungen aus Auslands- 
bonds der im Feststellungsbescheid bezeichneten 
Art ergeben. Solange die Inhaber anerkannter Aus- 
landsbonds der im Feststellungsbescheid bezeich- 
neten Art nicht berechtigt sind, ihre Ansprüche 
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nach § 4 Abs. 2 des Ausführungsgesetzes zum 
Schuldenabkommen gerichtlich geltend zu machen, 
ist der Aussteller zu Leistungen auf den Entschädi- 
gungsanspruch nicht verpflichtet. 

§ 4 

Ansprüche aus Zinsscheinen 

(1) Der Entschädigungsanspruch umfaßt nach 
Maßgabe des § 3 die Ansprüche aus Zinsscheinen, 
die nach dem 14. März 1945 fällig geworden sind. 
Dies gilt nicht für Zinsscheine, die nach § 1 der 
Zwölften Durchführungsverordnung zum Bereini- 
gungsgesetz vom 1 1. August 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 742) selbständig anerkannt worden sind oder 
deren Gegenwert der Entschädigungsberechtigte 
bereits erhalten hat. Der rechtmäßige Erwerber (§ 38 
AuslWBG) eines nach dem 14. März 1945 fällig ge- 
wordenen Zinsscheines kann verlangen, daß der 
Entschädigungsberechtigte ihm das nach Satz 1 Er- 
langte nach Maßgabe der Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs über die ungerechtfertigte Be- 
reicherung herausgibt. 

(2) Der Entschädigungsanspruch umfaßt nach Maß- 
gabe des § 3 auch die Ansprüche aus den vor dem 
15. März 1945 fällig gewordenen Zinsscheinen, für 
die der Entschädigungsberechtigte bei sinngemäßer 
Anwendung der für die Erteilung von Feststel- 
lungsbescheiden geltenden Vorschriften des Bereini- 
gungsgesetzes einen Feststellungsbescheid hätte be- 
anspruchen können. 

(3) Wenn der Aussteller das Vorliegen der in 
Absatz 2 genannten Voraussetzungen bestreitet, 
kann der Entschädigungsanspruch aus den vor dem 
15. März 1945 fällig gewordenen Zinsscheinen nur 
geltend gemacht werden, nachdem die Kammer für 
Wertpapierbereinigung den Feststellungsbescheid 
durch rechtskräftige Entscheidung auf die Zins- 
scheine erstreckt hat. Für die Erstreckung gelten die 
für die Erteilung von Feststellungsbescheiden maß- 
gebenden Vorschriften des Bereinigungsgesetzes 
sinngemäß; für den Lauf der Anmeldefristen (§ 37 
Abs. 2 in Verbindung mit § 21 Abs. 1 AuslWBG) 
tritt an die Stelle des Stichtages der Beginn der 
Leistungspflicht (§ 5), 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn 
nach den Bedingungen, die für Auslandsbonds der 
im Feststellungsbescheid bezeichneten Art gelten, 
Zinsen gegen Vorlegung und Abstempelung der 
Stammurkunde zu zahlen waren. 

§ 5 

Beginn der Leistungspflicht 

(1) Die Leistungspflicht des Ausstellers beginnt 
zwei Monate nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes, frühestens jedoch zwei Monate nach Abgabe 
des Regeiungsangebotes. 

(2) Leistungen, die den Inhabern anerkannter 
Auslandsbonds der im Feststellungsbescheid be- 
zeichneten Art nach dem Regeiungsangebot zu 
einem früheren Zeitpunkt zustanden, werden zu Be- 
ginn der Leistungspflicht fällig. Eine Verzinsung 


dieser Leistungen für die Zwischenzeit kann nicht 
beansprucht werden. 

(3) Soweit es nach einem Regelungsangebot, das 
Barablösung, vorsieht, für die Dauer der Verzinsung 
auf den Zeitpunkt der Anerkennung ankommt, tritt 
an die Stelle dieses Zeitpunktes der Beginn der 
Leistungspflicht. 

(4) Schweben zu Beginn der Leistungspflicht An- 
meldungen oder gerichtliche Verfahren, in denen 
Auslandsbonds des Ausstellers oder Zinsscheine 
von solchen Auslandsbonds geltend gemacht wer- 
den, so kann der Aussteller seine Leistungen vor- 
läufig zurückbehalten, soweit er unter Berücksichti- 
gung der geltend gemachten Auslandsbonds oder 
Zinsscheine eine Kürzung des Entschädigungs- 
anspruchs nach § 53 Abs. 2 AuslWBG verlangen 
könnte. Die nach Satz 1 zurückbehaltenen Lei- 
stungen sind unverzüglich nachzuholen, wenn mit 
einer Kürzung des Entschädigungsanspruchs nicht 
mehr zu rechnen ist; Absatz 2 Satz 2 gilt sinn- 
gemäß. 

(5) Schwebt zu Beginn der Leistungspflicht eine 
Anmeldung nach § 51 AuslWBG zur nachträglichen 
Anerkennung des Auslandsbonds, auf den sich der 
Feststellungsbescheid bezieht, so gilt Absatz 4 sinn- 
gemäß. 

§ 6 

Ausschluß nachträglicher Kürzungen 

(1) Nach Beginn der Leistungspflicht ist das Recht 
des Ausstellers, eine Kürzung des Entschädigungs- 
anspruchs nach § 53 Abs. 2 AuslWBG zu verlangen, 
ausgeschlossen, es sei denn, daß der Aussteller 
seine Leistungen nach § 5 Abs. 4 zurückbehalten hat. 

(2) Der Entschädigungsberechtigte hat dem Aus- 
steller für den Ausschluß nachträglicher Kürzungen 
einen einmaligen Ablösungsbetrag in Höhe von 
zwei vom Hundert des Kapitalbetrages des Ent- 
schädigungsanspruchs einschließlich der nach dem 
Regelungsangebot zum Kapital geschlagenen Zinsen 
zu zahlen. Der Ablösungsbetrag wird mit Beginn 
der Leistungspflicht fällig; der Aussteller kann ihn 
bei Zahlungen, die er auf den Entschädigungs- 
anspruch leistet, einbehalten. 

(3) Soweit Ablösungsbeträge, die dem Aussteller 
nach Absatz 2 zustehen, zum Ausgleich eines durch 
Absatz 1 ausgeschlossenen Kürzungsrechts nicht 
ausreichen, kann der Aussteller von den anderen 
Ausstellern von Auslandsbonds Ausgleichszah- 
lungen bis zur Hohe der ihnen zustehenden Ab- 
lösungsbeträge verlangen. Die Verpflichtung eines 
auf Ausgleich in Anspruch genommenen Ausstellers 
bemißt sich nach dem Verhältnis der ihm zustehen- 
den Ablösungsbeträge zu dem Gesamtbetrag der 
allen Ausstellern zustehenden Ablösungsbeträge; 
dabei sind Ablösungsbeträge, die zum Ausgleich 
für ein nach Absatz 1 ausgeschlossenes Kürzungs- 
iecht in Anspruch genommen worden sind, nicht zu 
berücksichtigen. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, das Ausgleichsverfahren unter den Ausstel- 
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lern näher regeln, soweit dies zur Erleichterung der 
Feststellung, in welcher Höhe Ausgleichsansprüche 
bestehen, notwendig ist; sie kann zu diesem Zweck 
die Aussteller zur Erteilung von Auskunft über die 
ihnen zustehenden Ablösungsbeträge verpflichten. 

§ 7 

Nachträgliche Anerkennung von Auslandsbonds 

Nach Beginn der Leistungspflicht wird durch die 
Anerkennung eines nach § 51 AuslWBG nachträg- 
lich angemeldeten Auslandsbonds, für den ein Fest- 
stellungsbescheid erteilt worden ist, die Geltend- 
machung des Entschädigungsanspruchs aus dem 
Feststellungsbescheid nicht ausgeschlossen. Dies 
gilt nicht, soweit der Aussteller seine Leistungen 
nach § 5 Ab. 5 zurückbehalten hat. 

§ 8 

Zahlungen an die Konversionskasse 

(1) Der Aussteller ist unter den im Abschnitt I 
der Anlage V des Schuldenabkommens genannten 
Voraussetzungen zu Leistungen auf den Entschädi- 
gungsanspruch ohne Rücksicht auf die Zahlungen 
verpflichtet, die er auf Auslandsbonds der im Fest- 
stellungsbescheid bezeichneten Art an die Konver- 
sionskasse für deutsche Auslandsschulden (Konver- 
sionskasse) geleistet hat 

(2) Soweit Verpflichtungen des Ausstellers zu 
Leistungen auf den Entschädigungsanspruch darauf 
beruhen, daß Zahlungen an die Konversionskasse 
nach Absatz 1 unberücksichtigt bleiben, hat der 
Aussteller gegen den Bund einen Anspruch auf Er- 
stattung der Zahlungen, die er zur Erfüllung dieser 
Verpflichtungen leistet. 

(3) Die Erstattung nach Absatz 2 findet statt, so- 
bald der Schuldner jeweils eine Zins- oder Til- 
gungsleistung erbracht hat, aber nicht vor dem 
Zeitpunkt, zu dem der Aussteller nach diesem 
Gesetz zur Leistung verpflichtet ist. § 34, § 36 
Abs. 2, § 37 Abs. 2, §§ 38, 40 bis 47 des Ausfüh- 
rungsgesetzes zum Schuldenabkommen gelten sinn- 
gemäß. 

(4) Soweit nach Absatz 1 Zahlungen an die Kon- 
versionskasse unberücksichtigt bleiben, gehen mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Ansprüche 
aus den Zahlungen und den hierauf beruhenden 
Gutschriften bei der Konversionskasse auf den 
Bund über. 

§ 9 

Verb rief ung von Entschädigungsansprüchen 

(1) Die Aussteller der im anliegenden Verzeich- 
nis genannten Arten von Auslandsbonds haben den 
Entschädigungsberechtigten über die ihnen zu- 
stehenden Leistungen Schuldverschreibungen auf 
den Inhaber zu erteilen, die zum Handel an den 
deutschen Börsen geeignet sein müssen. Die Aus- 
gabe der Schuldverschreibungen bedarf keiner Ge- 
nehmigung nach § 795 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs, ihr Erwerb unterliegt nicht der Wertpapier- 
steuer. Die Vorlegungsfrist (§ 801 Abs. 1 des Bür- 


gerlichen Gesetzbuchs) kann auf zehn Jahre ab- 
gekürzt werden. 

(2) Die Schuldverschreibungen nach Absatz 1 sind 
in sinngemäßer Anwendung der Bedingungen, die 
für die Umtauschstücke gelten, durch Rückkauf oder 
Auslosung zu tilgen; die Aufgaben der Treuhänder 
und Zahlungsagenten bei dem Tilgungsdienst 
nimmt der Aussteller selbst wahr. Auslosungen 
sind im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

§ 10 

Eintragung von Entschädigungsansprüchen 
in die Schuldbücher 

(1) Entschädigungsansprüche, die sich gegen den 
Bund richten, sind als Schuldbuchforderungen in 
das Bundesschuldbuch einzutragen, wenn das Rege- 
lungsangebot die Ausgabe von Umtauschstücken 
vorsieht und keine Schuldverschreibungen nach § 9 
Abs. 1 zu erteilen sind. Die Vorschriften des Reichs- 
schuldbuchgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 31. Mai 1910 (Reichsgesetzbl. S. 840) 
und der Verordnung vom 17. November 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 2298) gelten sinngemäß mit der 
Einschränkung, daß Schuldverschreibungen gegen 
Löschung der Schuldbuchforderungen nicht aus- 
gereicht werden. 

(2) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, 
daß Entschädigungsansprüche, die sich gegen ein 
Land richten, unter den in Absatz 1 Satz 1 genann- 
ten Voraussetzungen als Schuldbuchforderungen in 
das Landesschuldbuch einzutragen sind. 


DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigungsansprüche für Tilgungsstücke 
§ 11 

Inhalt des Entschädigungsanspruchs 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über Ent- 
schädigungsansprüche aus Feststellungsbescheiden 
sind mit Ausnahme des § 4 Abs. 3 und der §§ 6, 8, 9 
auf Entschädigungsansprüche für Tilgungsstücke 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) Hat sich der Aussteller in seinem Regelungs- 
angebot zur Barablösung verpflichtet, so kann er 
bis zum Beginn der Leistungspflicht die Endfällig- 
keit der Entschädigungsansprüche durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Entschädigungsberech- 
tigten hinausschieben, soweit dies nach dem Schul- 
denabkommen und seinen Anlagen für die Art von 
Auslandsbonds zulässig ist, zu der die Tilgungs- 
stücke gehören; für Arten von Auslandsbonds, die 
unter die Anlage II des Schuldenabkommens fallen, 
darf eine spätere Endfälligkeit als der 31. Dezember 
1967 nicht bestimmt werden. Macht der Aussteller 
von dieser Befugnis Gebrauch, so ist er zu den 
Geldleistungen verpflichtet, die sich aus dem Schul- 
denabkommen und seinen Anlagen für Verpflich- 
tungen aus der Art von Auslandsbonds ergeben, zu 
der die Tilgungsstücke gehören. 
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§ 12 

Kürzungsrecht des Ausstellers nach Leistung 

Der Aussteller kann sein Kürzungsrecht (§ 54 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 53 Abs. 2 Ausl 
WBG) auch geltend machen, wenn er auf die Ent- 
schädigungsansprüche für Tilgungsstücke bereits 
geleistet hat; der Empfänger der Leistung haftet 
nach Maßgabe des § 820 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs. Ist vor der Geltendmachung des Kürzungs- 
rechts über den Entschädigungsanspruch verfügt 
und die Entschädigung an den neuen Berechtigten 
geleistet worden, so haftet neben diesem auch der 
in § 54 AuslWBG bezeichnete Entschädigungs- 
berechtigte für die Beträge, zu deren Rückzahlung 
der Empfänger der Leistung nach Satz 1 ver- 
pflichtet ist. 

§ 13 

Verb rief ung von Entschädigungsansprüchen 

(1) Der Aussteller hat den Entschädigungsberech- 
tigten für Tilgungsstücke auf Verlangen über die 
ihnen zustehenden Leistungen Schuldverschrei- 
bungen auf den Inhaber zu erteilen; er kann die 
Verbriefung davon abhängig machen, daß ihm der 
Entschädigungsberechtigte für den Fall von Kür- 
zungen Sicherheit leistet. 

(2) Die Schuldverschreibungen nach Absatz 1 
dürfen keinen Vorbehalt von Kürzungen tragen. 
Sie müssen zum Handel an den deutschen Börsen 
geeignet sein. Ihre Ausgabe bedarf keiner Genehmi- 
gung nach § 795 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, ihr 
Erwerb unterliegt nicht der Wertpapiersteuer. Die 
Vorlegungsfrist (§ 801 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs) kann auf zehn Jahre abgekürzt werden. 
Für die Tilgung der Schuldverschreibungen gilt § 9 
Abs. 2 sinngemäß. 

(3) Die Kosten, die dem Aussteller durch die Aus- 
stellung und Ausgabe der Schuldverschreibungen 
entstehen, hat der Entschädigungsberechtigte zu 
tragen und vorzuschießen. 

§ 14 

Gerichtsstand 

(1) Für Klagen aus Entschädigungsansprüchen für 
Tilgungsstücke ist das Landgericht Berlin ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes aus- 
schließlich zuständig. Eine erweiterte Zulässigkeit 
von Rechtsmitteln nach den Vorschriften des § 511a 
Abs. 4 und des § 547 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeß- 
ordnung wird hierdurch nicht begründet. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für Klagen auf Fest- 
stellung des Bestehens oder Nichtbestehens von 
Entschädigungsansprüchen für Tilgungsstücke. 

VIERTER ABSCHNITT 
Verschiedene Vorschriften 

§ 15 

Haftung Dritter 

Auf Dritte, die als Schuldner für die Ansprüche 
aus Auslandsbonds unmittelbar haften, und auf 


Personen, die sich in einem Regelungsangebot zu 
Leistungen auf Auslandsbonds verpflichtet haben, 
finden die für Aussteller geltenden Vorschriften 
dieses Gesetzes sinngemäß Anwendung. 

§ 16 

Ersatzurkunden und andere Ersatzleistungen 

(1) Der Aussteller ist zu Leistungen auf den Ent- 
schädigungsanspruch nicht verpflichtet, wenn der 
Entschädigungsberechtigte für seinen Auslandsbond 
eine Ersatzurkunde oder eine andere Ersatzleistung 
auf Kosten des Ausstellers erhalten hat. Dies gilt 
nicht, wenn der Entschädigungsberechtigte die als 
Ersatz für seinen Auslandsbond erhaltene Leistung 
dem Aussteller zurückgewährt. 

(2) Der Aussteller kann verlangen, daß sich der 
Entschädigungsberechtigte schriftlich verpflichtet, 
Ansprüche auf Ersatzurkunden oder andere Ersatz- 
leistungen für seinen Auslandsbond nur gegen 
Rückgewähr der Entschädigungsleistungen geltend 
zu machen. 

§ 17 

Steuer- und Bilanzierungsvorschriften 

(1) Dem § 3 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 23. September 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 672) wird folgende Ziffer 53 angefügt: 

„53. Zinsen aus Entschädigungsansprüchen für 
deutsche Auslandsbonds im Sinne der §§ 52 
bis 54 des Bereinigungsgesetzes für deutsche 
Auslandsbonds vom 25. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 553), soweit sich die Ent- 
schädigungsansprüche gegen den Bund oder 
die Länder richten. Das gleiche gilt für die 
Zinsen aus Schuldverschreibungen und 
Schuldbuchforderungen, die nach den §§ 9, 
10 und 13 des Gesetzes zur näheren Rege- 
lung der Entschädigungsansprüche für Aus- 
landsbonds vom 1959 

(Bundesgesetzbl. IS ) vom Bund oder 

von den Ländern für Entschädigungs- 
ansprüche erteilt oder eingetragen werden." 

(2) Bei der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
gewerblicher Betriebe auf den 21. Juni 1948 — in 
Berlin (West) auf den 1. April 1949 — sind die 
Entschädigungsansprüche mit keinem höheren Wert 
anzusetzen, als die Auslandsbonds anzusetzen 
wären, aus denen die Entschädigungsansprüche her- 
rühren. Das gleiche gilt bei Wertfortschreibungen 
und Nachfeststellungen auf den 1. Januar 1950, 
i. Januar 1951 und 1. Januar 1952. 

(3) Verpflichtungen aus Entschädigungsansprüchen 
gelten als Valutaverpflichtungen im Sinne des § 99 
des Ausführungsgesetzes zum Schuldenabkommen. 
Dabei tritt in Absatz 1 Satz 1 dieser Vorschrift an 
die Stelle des 30. Dezember 1955 der 30. Dezember 
des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
Jahres. 

(4) In der Umstellungsrechnung von Geldinsti- 
tuten und in der Altbankenrechnung von Berliner 
Altbanken sind die Verpflichtungen aus Entschädi- 
gungsansprüchen so zu behandeln, wie die Ver- 


5 



Drucksache 1019 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


bindlichkeiten aus den Auslandsbonds zu behandeln 
wären, aus denen die Entschädigungsansprüche 
herrühren, 

§ 18 

Entschädigungsansprüche nach § 52 AuslWBG 

Auf die in § 52 AuslWBG genannten Entschädi- 
gungansprüche für kraftlos gewordene Auslands- 
bonds sind §§ 8, 15, 17 sinngemäß anzuwenden; in 
§ 17 Abs. 3 Satz 2 tritt dabei an die Stelle des 
30. Dezember des auf die Verkündung dieses Ge- 
setzes folgenden Jahres der 30. Dezember des 
Jahres, in dem die Kammer für Wertpapierbereini- 
gung die Voraussetzungen für den Entschädigungs- 
anspruch nach § 52 Abs. 2 AuslWBG rechtskräftig 
festgestellt hat. 

§ 19 

Vorschriften für die in den Niederlanden 
begebenen Auslandsbonds 

(1) Die in § 21 Abs. 1 Satz 2 AuslWBG bezeich- 
nete Frist für Anmeldungen beim Auslandsbevoll- 
mächtigten wird für die Arten von Auslandsbonds, 
als deren Begebungsland im Verzeichnis der Aus- 
landsbonds (Anlage zu § 1 Abs. 1 AuslWBG, er- 
gänzt durch § 1 der Ersten Durchführungsverord- 
nung zum Bereinigungsgesetz vom 21. Februar 1953 
— Bundesgesetzbl. I S. 31 — und durch § 1 der 
Neunten Durchführungsverordnung zum Bereini- 
gungsgesetz vom 16. August 1954 — Bundesgesetzbl. I 
S. 267) die Niederlande angegeben sind, bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 1959 verlängert. 

(2) Die Fristverlängerung nach Absatz 1 gilt auch 
für Anmeldungen bei der Prüfstelle, wenn die An- 
erkennung eines Auslandsbonds beansprucht wird 
(§ 37 Abs. 1 Nr. 1 AuslWBG), nicht jedoch, wenn 
ein Feststellungsbescheid beansprucht wird (§ 37 
Abs. 1 Nr. 2 AuslWBG). 

(3) Ist die Anerkennung eines Auslandsbonds 
der in Absatz 1 bezeichneten Art vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch eine nicht mehr anfechtbare 


Entscheidung wegen Fristversäumung abgelehnt 
worden, so kann die Anmeldung bis zum Ablauf 
der in den Absätzen 1, 2 genannten Frist wieder- 
holt werden. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung, die nicht der Zustimung des Bundesrates 
bedarf, die in Absatz 1 bezeichnete Anmeldefrist 
weiter verlängern, wenn dies zur ordnungsmäßigen 
Durchführung des Bereinigungsverfahrens in den 
Niederlanden geboten ist. Die weitere Verlänge- 
rung darf zwei Jahre nicht überschreiten. In der 
Rechtsverordnung ist zu bestimmen, daß die wei- 
tere Fristverlängerung für Anmeldungen bei der 
Prüfstelle nur nach Maßgabe des Absatzes 2 gilt. 

(5) Die Leistungspflicht des Ausstellers gegen- 
über Entsdiädigungsberechtigten beginnt frühestens 
zwei Monate nach Ablauf der Anmeldefrist. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 20 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 21 

Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 22 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Anlage 
(§ 9 Abs. 1) 


i 


Lfd. 

Nr. 


Auslandsbondart 


Verzeichnis 
nach § 9 Abs. 1 


Währung 


Aufgeführt im Verzeichnis*) der Aus- 
landsbonds unter 


1 

Belgische Ausgabe der Dawes-Anleihe 

£ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

1 a) 

2 

Holländische Ausgabe der Dawes-Anleihe 

£ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

lb) 

3 

Französische Ausgabe der Dawes-Anleihe 

£ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

lc) 

4 

Schweizerische Ausgabe der Dawes-Anleihe 

£ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

1 f) 

5 

Schweizerische Ausgabe der Dawes-Anleihe 

sfrs. 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

ig) 

6 

Britische Ausgabe der Dawes-Anleihe 

£ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

ih) 

7 

Amerikanische Ausgabe der Dawes-Anleihe 

S 

Teil 

A 

lfd. 

Nr, 

li) 

8 

Holländische Ausgabe der Young-Anleihe 

hfl. 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

3 b) 

9 

Deutsche Ausgabe der Young-Anleihe 

RM 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

3 f ) 

10 

Schweizerische Ausgabe der Young-Anleihe 

sfrs. 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

3 g) 

11 

Britische Ausgabe der Young-Anleihe 

£ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

3 h) 

12 

Amerikanische Ausgabe der Young-Anleihe 

$ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

3 i) 

13 

6 V 2 °/oige Preußische Äußere Anleihe 

s 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

4 

14 

6 °/oige Preußische Äußere Anleihe 

$ 

Teil 

A 

lfd. 

Nr. 

5 

15 

4 °/oige Schuldverschreibungen der Konversions- 
kasse vom 1. 7. 1935 — Serie I A 

sfrs. 

Teil 

B 

lfd. 

Nr. 

4 a) 

16 

4 %ige Schuldverschreibungen der Konversions- 
kasse vom 1. 7. 1935 — Serie I B 

sfrs. 

Teil 

B 

lfd. 

Nr. 

4 b) 

17 

3 °/oige Schuldverschreibungen der Konversions- 
kasse vom 1. 7. 1936 — Alte Ausgabe 

$ 

Teil 

B 

lfd. 

Nr. 

11 

18 

3 °/oige Schuldverschreibungen der Konversions- 
kasse vom 1. 6 . 1937 — Neue Ausgabe 

$ 

Teil 

B 

lfd. 

Nr. 

12 

19 

6 °/oige Teilschuldverschreibungen der Badischen 
Landeselektrizitätsversorgung Aktiengesellschaft 
von 1928 

sfrs. 

Teil 

C II 

lfd. 

Nr. 

3 

20 

6 °/oige Teilschuldverschreibungen der Badischen 
Landeselektrizitätsversorgung Aktiengesellschaft 
von 1930 

sfrs. 

Teil 

C II 

lfd. 

Nr. 

4 

21 

6 °/oige Obligationen der Schluchseewerk Aktien- 
gesellschaft von 1929 

sfrs. 

Teil 

C II 

lfd. 

Nr, 

25 

22 

7 °/oige Sterling Bonds der Deutsches Kalisyndi- 
kat GmbH von 1925 

£ 

Teil 

C III 

lfd. 

Nr. 

8 

23 

7 °/oige Sterling Bonds der Deutsches Kalisyndi- 
kat GmbH von 1926 

£ 

Teil 

C III 

lfd. 

Nr. 

9 

24 

6 V 2 °/oige Serial Gold Bonds des Freistaates 
Bayern von 1925 — Serie 20 

s 

Teil 

C IV 

lfd. 

Nr. 

5 

25 

6 V 2 °/oige Gold Bonds des Freistaates Bayern 
von 1925 

$ 

Teil 

C IV 

lfd. 

Nr. 

6 


*) Anlage zu § 1 Abs. 1 AuslWBG, ergänzt durch § 1 der Ersten Durchführungsverordnung zum Bereinigungsgesetz 
vom 21. Februar 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 31) 
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Lfd. 

Nr. 


Auslandsbondart 


Währung 


Aufgeführt im Verzeichnis der Aus- 
landsbonds unter 


26 

7 °/oige Gold Bonds des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes von 1926 

$ 

Teil 

C 

IV 

lfd. 

Nr. 

24 

27 

6 °/oige Gold Bonds des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes von 1928 

$ 

Teil 

C 

IV 

lfd. 

Nr. 

25 

28 

7°/oige Gold Bonds der Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft von 1925 

$ 

Teil 

c 

IV 

lfd. 

Nr. 

65 

29 

6 °/oige Gold Bonds der Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft von 1927 

$ 

Teil 

c 

IV 

lfd. 

Nr. 

66 

30 

6 %ige Gold Bonds der Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft von 1928 

$ 

Teil 

c 

IV 

lfd. 

Nr. 

67 

31 

6 °/oige Gold Bonds der Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft von 1930 

$ 

Teil 

c 

IV 

lfd. 

Nr. 

68 


Begründung 


A. Allgemeines 

1. Die Auslandsbondbereinigung bezweckt in erster 
Linie festzustellen, welche noch im Verkehr befind- 
lichen Auslandsbonds zum rechtmäßigen Umlauf 
gehören und daher vom Aussteller nach Maßgabe 
des Schuldenabkommens zu bedienen sind. Stücke, 
die den im Bereinigungsgesetz geforderten Voraus- 
setzungen (rechtmäßiger Erwerb oder Belegenheit 
im Ausland am 1. Januar 1945) entsprechen, wer- 
den bei Anmeldung und Vorlage im Prüfungsver- 
fahren anerkannt. Auslandsbonds, die innerhalb 
der am 31. August 1958 abgelaufenen Anmeldefrist 
nicht angemeldet worden sind oder deren Anerken- 
nung abgelehnt worden ist, werden kraftlos (vgl. 
§§ 2, 50 AuslWBG). 

Neben dieser Überprüfung der vorhandenen Stücke 
soll, soweit möglich, durch das Bereinigungsver- 
fahren auch den früheren Inhabern von Auslands- 
bonds geholfen werden, die ihre Stücke eingebüßt 
haben und für die daher eine Anerkennung nicht in 
Betracht kommt. Zu diesem Zweck gewährt das 
Bereinigungsgesetz den früheren Inhabern von 
Auslandsbonds Entschädigungsansprüche gegen den 
Aussteller, wenn ihr rechtmäßiges Eigentum an den 
verlorengegangenen Stücken in einem Feststel- 
lungsbescheid gerichtlich bestätigt worden ist und 
die Stücke selbst durch Ablauf der Anmeldefrist 
oder Ablehnung der Anerkennung kraftlos gewor- 
den sind (vgl. §§ 4, 53 AuslWBG). Die nähere Rege- 
lung dieser Entschädigungsansprüche aus Feststel- 
lungsbescheiden ist in § 53 Abs. 4 AuslWBG einem 
besonderen Gesetz Vorbehalten worden, weil zu- 
nächst der Verlauf des Anerkennungsverfahrens für 
die noch vorhandenen Stücke abgewartet werden 
sollte; bis zum Erlaß dieses Gesetzes ist der Aus- 


steller zu Leistungen auf die Entschädigungs- 
ansprüche nicht verpflichtet. 

Entschädigungsansprüche gegen die Aussteller 
stehen nach dem Bereinigungsgesetz außerdem der 
Deutschen Golddiskontbank, der Konversionskasse 
und der Reichsbank für die von ihnen rechtmäßig 
erworbenen Auslandsbonds zu, die als kraftlose 
Tilgungsstücke gelten (vgl. §§ 6, 54 AuslWBG) und 
bei Kriegsende fast durchweg in Berlin abhanden 
gekommen sind. Die nähere Regelung dieser Ent- 
schädigungsansprüche für Tilgungsstücke, für die 
keine Feststellungsbescheide erteilt worden sind, 
ist im Bereinigungsgesetz unter Aufschub der Be- 
dienungspflicht ebenfalls weiterer Gesetzgebung 
Vorbehalten worden (§ 54 Abs. 3 AuslWBG). 

Da das Anerkennungsverfahren für die noch recht- 
mäßig im Umlauf befindlichen Stücke planmäßig 
verlaufen und die Anmeldefrist am 31. August 1958 
abgelaufen ist, kann die nähere Regelung der Ent- 
schädigungsansprüche aus Feststellungsbescheiden 
(§ 53 AuslWBG) und für Tilgungsstücke (§ 54 Ausl- 
WBG) jetzt nachgeholt werden. (Wegen der in den 
Niederlanden begebenen Auslandsbonds vgl. die Be- 
gründung zu § 19.) Eine baldige Regelung liegt so- 
wohl im Interesse der Entschädigungsberechtigten, 
die gegenwärtig keine Leistungen von den Ausstel- 
lern beanspruchen können, als auch der Aussteller, 
die erst durch die nähere Regelung der Entschädi- 
gungsansprüche Höhe und Art ihrer Verpflich- 
tungen endgültig übersehen können. 

2. Gegenstand der gesetzlichen Regelung sind Ent- 
schädigungsansprüche im Gegenwert von rund 
750 Mio DM (ohne Zinsen), die überwiegend aus 
Berliner Verlusten herrühren. Bei den Depots im 
Gesamtwert von über 2000 Mio DM, die in Berlin 
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bei Kriegsende abhanden gekommen sind, handelt 
es sich im übrigen um Eigenbesitz der Aussteller 
oder Tilgungsdepots, also um Stücke, die nicht zu 
Entschädigungsansprüchen führen. 

Von dem Gesamtbetrag von rund 750 Mio DM ent- 
fallen etwa 100 Mio DM auf Entschädigungs- 
ansprüche aus Feststellungsbescheiden, die meist, 
aber nicht ausschließlich, Inländern zustehen, und 
etwa 650 Mio DM auf Entschädigungsansprüche für 
Tilgungsstücke der Deutschen Golddiskontbank*), 
der Konversionskasse und der Reichsbank. 

3. Die Entschädigungsansprüche für Auslandsbonds 
sind im Gegensatz zu den Ansprüchen auf Ausstel- 
lung von Ersatzurkunden, die in § 15 AuslBWG aus- 
drücklich Vorbehalten sind, keine Ansprüche aus 
den ursprünglichen Anleihebedingungen. Sie sind 
vielmehr erst durch das deutsche Bereinigungs- 
gesetz geschaffen worden, unterliegen daher aus- 
schließlich deutschem Recht und fallen nicht unter 
die nach dem Schuldenabkommen zu regelnden Ver- 
bindlichkeiten. Da es sich bei den Entschädigungs- 
ansprüchen andererseits um bloße Ersatzrechte für 
die in Verlust geratenen und kraftlos gewordenen 
Stücke handelt, ist es jedoch geboten, sie weitge- 
hend wie die Verpflichtungen aus den ursprüng- 
lichen Anleihebedingungen zu behandeln (vgl. ins- 
besondere die Begründung zu § 17). 

4. Bei der näheren Regelung der Entschädigungsan- 
sprüche durch den deutschen Gesetzgeber muß 
jeder Eingriff in die ursprünglichen Anleihebedin- 
gungen, für die in der Regel ausländisches Recht 
gilt, sowie in die für effektive Stücke geltenden 
Vorschriften des Bereinigungsgesetzes vermieden 
werden, da einseitige Maßnahmen in dieser Rich- 
tung auf den Widerstand der Begebungsländer sto- 
ßen und die internationale Anerkennung der deut- 
schen Bereinigungsmaßnahmen gefährden könnten 
(vgl. dazu Begründung zum Bereinigungsgesetz un- 
ter A. dritter Absatz, Drucksache zu Nr. 3584 der 
1. Wahlperiode). Soweit es sich um Dollarbonds 
handelt, sind darüber hinaus die Beschränkungen 
zu berücksichtigen, denen sich die Bundesrepublik 
in dem deutsch- amerikanischen Bereinigungsabkom- 
men vom 1. April 1953 (BGBl. II S. 300) unterworfen 
hat. 

Diese Bindungen sind vor allem im Hinblick auf 
die §§ 51, 52 AuslWBG von Bedeutung, da diese 
Vorschriften die Geltendmachung effektiver Stücke 
(wenn auch unter erschwerten Voraussetzungen) 
noch nach Ablauf der Anmeldefristen für unbe- 
stimmte Zeit ermöglichen, also zu nachträglichen 


*) Zu den Entschädigungsansprüchen der Deutschen Gold- 
diskontbank, die wegen ihrer beträchtlichen Höhe bei 
der beabsichtigten Liquidation dieser Bank (vgl. den 
Entwurf eines Gesetzes über die Liquidation der Deut- 
schen Reichsbank und der Deutschen Golddiskontbank 
— Drucksache 533 der 3. Wahlperiode) von beson- 
derer Bedeutung sind, ist darauf hinzuweisen, daß das 
Gesetz auch insoweit nur die nähere bereinigungs- 
rechtliche Regelung nachholt. Die Frage, ob diese 
Entschädigungsansprüche unbeschränkt oder nur in 
Höhe der zu ihrem Erwerb gemachten Aufwendungen 
zum Liquidationsvermögen der Bank gehören (Frage 
der Gewinnabführungspflicht), wird dagegen durch das 
vorliegende Gesetz nicht berührt. 


Kürzungen führen können (vgl. §§ 6, 7, 11 Abs. 1, 
§12 nebst Begründung). 

5. Die Entschädigungsansprüche sollen den Berech- 
tigten im Ergebnis einen möglichst vollwertigen 
Ersatz für den Verlust ihrer Stücke verschaffen, 
können aber nicht zu ihrer völligen Gleichstellung 
mit den Inhabern effektiver Stücke führen. 

Dies ist schon deswegen nicht möglich, weil die Ent- 
schädigungsansprüche dem Kürzungsrisiko unter- 
liegen (§ 53 Abs. 2, § 54 Abs. 2 Satz 1 AuslWBG), 
weil die für die Bonds bestellten Sicherheiten nicht 
mithaften (§ 53 Abs. 1 Satz 2 und § 54 Abs. 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 52 Abs. 1 Satz 2 Ausl- 
WBG) und weil auf die Mitwirkung der auslän- 
dischen Treuhänder und Zahlungsagenten bei der 
Bedienung verzichtet werden muß. Es ist hiernach 
ausgeschlossen, die Aussteller zur Hergabe von 
Umtauschstücken zu verpflichten. Soweit angängig, 
sollen jedoch die Entschädigungsansprüche neu ver- 
brieft werden, um sie im Interesse der Berechtigten 
handelbar zu machen (vgl. dazu §§ 9, 13 nebst Be- 
gründung) und auch die technische Abwicklung des 
Schuldendienstes zu erleichtern. Nach dem Grund- 
satz der Vertragsfreiheit ist es den Beteiligten auch 
unbenommen, eine vom Gesetz abweichende Ent- 
schädigungsregelung zu vereinbaren, die jedoch 
nicht zu einer Bevorzugung der Entschädigungs- 
berechtigten gegenüber den Inhabern anerkannter 
Stücke führen darf. Im Rahmen solcher Vereinba- 
rungen werden die Entschädigungsansprüche z. B. 
durch Lieferung von Umtauschstücken der betref- 
fenden Art abgegolten werden können, wenn der 
Aussteller zur freien Verfügung über solche Um- 
tauschstücke befugt ist. 

6. Die öffentliche Hand wird durch das Gesetz nicht 
in nennenswertem Umfang mit neuen Kosten be- 
lastet. 

Die Entschädigungsansprüche (im Gesamtgegenwert 
von rund 750 Mio DM ohne Zinsen) richten sich 
zwar zum größten Teil (etwa 500 Mio DM) gegen 
den Bund, der nach dem Schuldenabkommen für 
die Dawes-, Kreuger- und Young- Anleihen, die Dol- 
laranleihen des ehemaligen Freistaates Preußen so- 
wie die Schuldverschreibungen der Konversions- 
kasse einzustehen hat. In erheblichem Umfang (etwa 
80 Mio DM) sind ferner Länder und Gemeinden 
wegen der von ihnen begebenen Ausländsanleihen 
Schuldner von Entschädigungsansprüchen. Die Ver- 
pflichtung zur Bedienung der Entschädigungsan- 
sprüche stellt jedoch in beiden Fällen keine neue 
Belastung dar, ist vielmehr nur an die Stelle der 
ursprünglichen Anleiheverbindlichkeiten getreten, 
nachdem die den Entschädigungsansprüchen zu- 
grunde liegenden Stücke durch die Bereinigung 
kraftlos geworden sind. Die Entschädigungsver- 
pflichtung der Aussteller beruht im übrigen sowohl 
dem Grunde als auch der Höhe nach bereits auf dem 
Bereinigungsgesetz selbst, während das vorliegende 
Gesetz nur ihre nähere Regelung nachholt, ohne 
dabei den Umfang der Ansprüche zu erweitern. 

Die Erstattungspflicht des Bundes für Zahlungen an 
die Konversionskasse, die sich aus § 8 ergibt und 
die im Laufe der Jahre schätzungsweise die Auf- 
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bringung von 20 Mio DM erfordern wird, kann 
ebenfalls nicht als neue Belastung angesehen wer- 
den. Sie ist eine Folge der bereits in der Anlage V 
zum Schuldenabkommen eingegangenen Verpflich- 
tungen des Bundes und betrifft nur die Betrage, die 
der Bund ohnehin hätte erstatten müssen, wenn die 
Stücke nicht in Verlust geraten und durch das Be- 
reinigungsverfahren kraftlos geworden wären. 

Zusätzliche Verwaltungskosten persönlicher oder 
sachlicher Art werden durch das Gesetz nicht ver- 
ursacht, da die Durchführung, soweit öffentliche 
Stellen dabei überhaupt beteiligt sind, mit den vor- 
handenen Kräften und Einrichtungen möglich sein 
wird. Es kann angenommen werden, daß dies auch 
für die Schul den Verwaltungen des Bundes -sowie der 
Länder und Gemeinden gilt und daß hier nur für 
die Neuverbriefung von Entschädigungsansprüchen 
(soweit nach § 9 vorgesehen) einmalige finanzielle 
Aufwendungen beschränkten Umfangs notwendig 
sein werden. 


B. Zu den Bestimmungen des Gesetzes im einzelnen 

Zu § 1 (Begriffsbestimmungen) 

Diese Begriffsbestimmungen dienen der sprach- 
lichen Vereinfachung, ohne materielle Bedeutung zu 
besitzen. 

Hervorzuheben ist, daß sich das Gesetz nach den 
Begriffsbestimmungen in Nr. 2, 3 — vorbehaltlich 
des § 18 — nicht auf die Entschädigungsansprüche 
für kraftlos gewordene effektive Auslandsbonds 
nach § 52 AuslBWG bezieht, weil eine nähere Rege- 
lung für diese Entschädigungsansprüche im Berei- 
nigungsgesetz nicht vorgesehen ist und aus den 
unter A. 4. genannten Gründen auch nicht einseitig 
vom deutschen Gesetzgeber getroffen werden kann. 

Zu § 2 (Geltung des Bereinigungsgesetzes) 

Die Vorschrift stellt klar, daß das vorliegende Ge- 
setz von der im Bereinigungsgesetz getroffenen 
grundsätzlichen Entschädigungsregelung ausgeht 
und nur die nähere Regelung der Entschädigungs- 
ansprüche nachholt, die in § 53 Abs. 4 und § 54 
Abs. 3 AuslWBG Vorbehalten worden war. 

Zu § 3 (Inhalt des Entschädigungsanspruchs) 

Die grundsätzliche Regelung geht von der Erwä- 
gung aus, daß es der Billigkeit und den Interessen 
sowohl der Aussteller als auch der Entschädigungs- 
berechtigten entspricht, wenn die nach dem Schul- 
denabkommen abgegebenen Regelungsangebote der 
Aussteller auch für die Entschädigungsansprüche 
maßgebend sind. Dabei ist zu beachten, daß die 
Entschädigungsansprüche ihrem Wesen nach nur 
auf Geldleistungen gerichtet sein können und daß 
daher nur die sich aus dem Regelungsangebot er- 
gebenden Geldleistungen für die Entschädigungs- 
regelung in Betracht kommen. 

Absatz 1 bringt diesen Gedanken allgemein zum 
Ausdruck. Wenn dabei auf die Leistungen ver- 
wiesen wird die dem Entschädigungsberechtigten 


bei Anerkennung des betreffenden Auslandsbonds 
(nicht: von Auslandsbonds der berteffenden Art) 
zustehen würden, so ergibt sich daraus zugleich, 
daß etwaige persönliche Einwendungen des Aus- 
stellers nicht berührt werden, die er dem Entschä- 
digungsberechtigten bei Geltendmachung des ef- 
fektiven Stückes hätte entgegenhalten können. Dies 
entspricht der bereits im Bereinigungsgesetz ge- 
troffenen grundsätzlichen Regelung (§ 52 Abs. 1 
Satz 2 AuslWBG). Aus Absatz 1 folgt im übrigen, 
daß die Aussteller, die den Inhabern anerkannter 
Stücke Barablösung angeboten haben, die Entschä- 
digungsansprüche in gleicher Weise bar ablösen 
müssen. 

Für die Regelungsangebote, in denen nach den Be- 
stimmungen des Schuldenabkommens eine Verlän- 
gerung der Laufzeit und deswegen die Ausgabe 
von Umtauschstücken vorgesehen ist, stellt Absatz 2 
Satz 1 klar, daß sich die den Entschädigungsberech- 
tigten zustehenden Geldleistungen in Währung, 
Höhe, Verzinsung und Fälligkeit nach den für die 
Umtauschstücke geltenden Bedingungen richten. Da- 
bei war zu berücksichtigen, daß die Aussteller die 
Umtauschstücke nach dem Schuldenabkommen 
schon vor der Endfälligkeit jährlich durch Rückkauf 
oder Auslosung in bestimmtem Umfang zu tilgen 
haben (vgl. z. B. Artikel V Nr. 8 der Anlage II des 
Schuldenabkommens), dieses Tilgungsverfahren 
aber bei unverbrieften Verbindlichkeiten technisch 
nicht durchführbar ist. Die einzelnen Entschädi- 
gungsberechtigten sollen daher nach Absatz 2 Satz 2 
bei unverbrieften Entschädigungsansprüchen die 
entsprechenden jährlichen Tilgungsbeträge unmit- 
telbar erhalten. (Wegen des Verfahrens bei Ver- 
briefung von Entschädigungsansprüchen vgl. § 9 
Abs. 2 Satz 1 nebst Begründung.) Dadurch vermin- 
dert sich der ausstehende Kapitalbetrag des Ent- 
schädigungsanspruchs jährlich um den jeweiligen 
Tilgungsbetrag, der — * wie bei der Tilgung von 
Umtauschstücken — zusammen mit den jährlichen 
Zinszahlungen eine feste Gesamtannuität bildet 
Die Vorschrift in Absatz 2 Satz 3 ist geboten, weil 
der Aussteller ein berechtigtes Interesse daran 
haben kann, auch die Entschädigungsansprüche vor- 
zeitig abzulösen. 

Absatz 3 hat nur für vereinzelte Fälle Bedeutung 
[vgl. z. B, das Regelungsangebot der Bundesregie- 
rung für im Inland zahlbare dreiprozentige Konver- 
sionskassen-Schuldverschreibungen vom 25. April 
1955 — BAnz. Nr. 83 vom 30. April 1955 — unter 
B. c)] und soll in diesen Fällen der Vereinfachung 
dienen. 

Die in Absatz 4 Satz 1 getroffene Vorschrift, nach 
der Entschädigungsansprüche beim Fehlen eines 
Regelungsangebots unmittelbar nach den Bestim- 
mungen des Schuldenabkommens zu bedienen sind, 
ist notwendig, weil bei einigen Auslandsbondarten 
keine regelungsbedürftigen effektiven Stücke mehr 
im Umlauf sind, für ein Regelungsangebot also kein 
Raum ist. Absatz 4 Satz 2 dient der Abgrenzung 
gegenüber den Fällen, in denen noch Regelungs- 
verhandlungen schweben, und bewirkt, daß die Ent- 
schädigungsberechtigten nicht vor den Inhabern an- 
erkannter Stücke Ansprüche gegen den Aussteller 
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geltend machen können, vielmehr ebenfalls warten 
müssen, bis es zu einem Regelungsangebot kommt 
(vgl. § 4 Abs. 2 des Ausführungsgesetzes zum 
Schuldenabkommen) . 

Zu § 4 (Ansprüche aus Zinsscheinen) 

Die in Absatz 1 getroffene Regelung beruht auf der 
Feststellung, daß die nach dem 14. März 1945 fällig 
gewordenen Zinsscheine von Auslandsbonds aus 
kriegsbedingten Gründen in aller Regel nicht mehr 
eingelöst worden sind. Da außerdem anzunehmen 
ist, daß die nichtbedienten Zinsscheine dem Inhaber 
der Stammurkunde, der den Feststellungsbescheid 
erhalten hat, gehört haben und mit der Stamm- 
urkunde in Verlust geraten sind (vgl. § 5 Abs. 1 
AuslWBG), umfaßt der Entschädigungsanspruch 
nach Satz 1 auch die Ansprüche aus diesen Zins- 
scheinen. Die einschränkende Vorschrift in Satz 2 
schützt den Aussteller vor einer Doppelbedienung. 
Für die (vermutlich seltenen) Fälle, in denen nicht 
der Entschädigungsberechtigte, sondern ein Dritter 
rechtmäßiger Eigentümer der Zinsscheine ist oder 
war, gewährt Satz 3 einen Ausgleichsanspruch nach 
Bereicherungsgrundsätzen. 

In welchem Umfang Zinsscheine früherer Fällig- 
keiten noch nicht bedient worden sind, läßt sich nur 
von Fall zu Fall feststellen. Trotz gewisser Be- 
denken wegen des Aufwands an Arbeit, der mit 
dieser Feststellung verbunden ist, sind in den Ab- 
sätzen 2, 3 Vorschriften getroffen, um den Ent- 
schädigungsberechtigten auch insoweit einen mög- 
lichst vollen Ersatz für ihre Verluste zu gewähren. 
Damit wird insbesondere den Wünschen auslän- 
discher Entschädigungsberechtigter Rechnung ge- 
tragen, die durch Beschlagnahmen oder andere 
kriegsbedingte Ursachen zum Teil jahrelange Zins- 
verluste erlitten haben. Absatz 2 enthält die sach- 
lichen Voraussetzungen für die Anspruchsberech- 
tigung, während Absatz 3 das Prüfungsverfahren in 
Anlehnung an die für die Erteilung von Feststel- 
lungsbescheiden maßgebenden Vorschriften regelt 
und dabei wegen des Ablaufs der bisherigen An- 
meldefristen neue Anmeldefristen eröffnet. Da 
dieses Prüfungsverfahren nur notwendig ist, wenn 
die Aussteller die in Absatz 2 genannten Voraus- 
setzungen bestreiten, ist anzunehmen, daß sich die 
Zahl der gerichtlich zu klärenden Fälle in ange- 
messenen Grenzen halten und zu keiner wesent- 
lichen Belastung der Kammern für Wertpapier- 
bereinigung führen wird. 

Die in Absatz 4 berücksichtigten Fälle betreffen 
insbesondere einzelne Ausgaben von Schuldver- 
schreibungen der Konversionskasse, bei denen die 
Zinsansprüche nicht in besonderen Zinsscheinen 
verbrieft waren. 

Zu § 5 (Beginn der Leistungspflicht) 

Nach § 53 Abs. 4 AuslWBG ist der Aussteller vor 
dem Erlaß des Gesetzes, das die Entschädigungs- 
ansprüche näher regelt, zu Leistungen auf Fest- 
stellungsbescheide nicht verpflichtet. Absatz 1 hebt 
diese Leistungssperre auf, räumt aber zugleich dem 
Aussteller eine angemessene Bearbeitungsfrist ein. 


Absatz 2 Satz 1 zieht die Folgerung aus der Auf- 
hebung der Leistungssperre. Bei einem Regelungs- 
angebot, das die Ausgabe von Umtauschstücken 
vorsieht, werden hiernach zu Beginn der Leistungs- 
pflicht die Zinsen fällig, die nach dem Schulden- 
abkommen auf die Umtauschstücke (in der Regel) 
seit 1953 zu entrichten waren, sowie die Tilgungs- 
beträge, die der Aussteller nach dem Schulden- 
abkommen (in der Regel) seit 1958 aufzubringen 
hatte. Sieht das Regelungsangebot Barablösung 
vor, so wird zu Beginn der Leistungspflicht der Bar- 
ablösungsbetrag fällig. 

Obwohl die Entschädigungsberechtigten vor Beginn 
der Leistungspflicht keine Zahlungen vom Aus- 
steller beanspruchen konnten, braucht der Aus- 
steller, wie Absatz 2 Satz 2 bestimmt, die Lei- 
stungen für die Zwischenzeit nicht zu verzinsen. 
Der Ausschluß von Zwischenzinsen ist einmal des- 
wegen geboten, weil der Aussteller die spätere 
Fälligkeit der Entschädigungsleistungen nicht zu 
vertreten hat und weil auch nicht ohne weiteres 
angenommen werden kann, daß er die entsprechen- 
den Beträge verzinslich angelegt oder durch ihre 
Verwendung Zinsen erspart hat (vgl. dazu die ähn- 
liche Regelung in § 16 Abs. 1 Satz 2 des Zweiten 
Ergänzungsgesetzes zum Wertpapierbereinigungs- 
gesetz vom 20. August 1953 — BGBL I S. 940). 
Außerdem war zu berücksichtigen, daß die Inhaber 
effektiver Auslandsbonds, deren Stücke erst nach 
Abgabe des Regelungsangebots anerkannt worden 
sind, nach den Regelungsbedingungen im all- 
gemeinen — von den in Absatz 3 behandelten Aus- 
nahmefällen abgesehen — ebenfalls keinen An- 
spruch auf Zwischenzinsen haben, daß also der 
Aussteller über sein Regelungsangebot hinaus ver- 
pflichtet würde, wenn er die bei Beginn der Lei- 
stungspflicht fällig werdenden Entschädigungslei- 
stungen bis zu diesem Zeitpunkt verzinsen müßte. 

Absatz 3 hat nur für wenige Regelungsangebote 
Bedeutung, in denen Barablösung angeboten wird, 
eine Verzinsung jedoch ausnahmsweise nicht nur 
bis zum Zeitpunkt der Abgabe des Regelungs- 
angebotes, sondern für später anerkannte Aus- 
landsbonds während der Laufzeit des Regelungs- 
angebotes bis zum Zeitpunkt der Anerkennung im 
Bereinigungsverfahren versprochen wird. Die Ent- 
schädigungsberechtigten sollen in diesen Fällen 
entsprechend dem Regelungsangebot und ab- 
weichend von Absatz 2 Satz 2 ebenfalls weitere 
Verzinsung erhalten, und zwar bis zum Beginn der 
Leistungspflicht, längstens jedoch bis zum Ablauf 
des Regelungsangebotes. 

Absatz 4 stellt das Kürzungsrecht des Ausstellers 
im Hinblick auf schwebende Verfahren sicher (vgl. 
dazu § 6 Abs. 1). 

Absatz 5 gewährt dem Aussteller ebenfalls ein Zu- 
rückbehaltungsrecht, wenn der Auslandsbond, auf 
den sich der Feststellungsbescheid bezieht, nach 
§ 51 Abs. 1 AuslWBG nachträglich zur Anerkennung 
angemeldet worden ist (vgl. dazu § 7 Satz 2). Für 
eine fristgerechte Anmeldung, die zu Beginn der 
Leistungspflicht noch schwebt, braucht eine ent- 
sprechende Vorschrift nicht getroffen zu werden; 
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denn in diesem Fall kann der Entschädigungs- 
anspruch schon nach § 53 Abs. 1 Satz 3 AuslWBG 
zunächst nicht geltend gemacht werden, weil ein 
fristgerecht zur Anerkennung angemeldeter Aus- 
landsbond nicht nach § 50 Abs. 1 AuslWBG mit Ab- 
lauf der Anmeldefrist kraftlos wird. 

Zu § 6 (Ausschluß nachträglicher Kürzungen) 

Nach dem bisherigen Verlauf der Auslandsbond- 
bereinigung und den dabei gesammelten Erfahrun- 
gen ist kaum damit zu rechnen, daß ein Aussteller 
nach Beginn der Leistungspflicht in eine Lage kom- 
men kann, die ihn nach § 53 Abs. 2 AuslWBG zu 
Kürzungen der Entschädigungsansprüche aus Fest- 
stellungsbescheiden berechtigen würde. Dabei ist 
insbesondere zu berücksichtigen, daß die Entschä- 
digungsansprüche für Tilgungsstücke stets das erste 
Kürzungsrisiko tragen (§ 54 Abs. 2 Satz 1 Ausl- 
WBG) und bei den meisten Anleihen so hoch sind, 
daß eine Kürzung der Entschädigungsansprüche aus 
Feststellungsbescheiden nur in seltenen Ausnahme- 
fällen in Betracht kommen kann. 

Unter diesen Umständen erscheint es zweckmäßig, 
das verbleibende, nur geringe Kürzungsrisiko der 
Entschädigungsansprüche aus Feststellungsbeschei- 
den nach Beginn der Leistungspflicht gegen Zahlung 
eines Ablösungsbetrages ganz auszuschließen, wie 
es die Absätze 1 und 2 vorsehen. Dadurch wird ins- 
besondere erreicht, daß die genannten Entschädi- 
gungsansprüche besser handelbar werden und im 
Rahmen des § 9 in Schuldverschreibungen auf den 
Inhaber verbrieft werden können. 

Als Gegenleistung für die erhebliche Verbesserung 
ihrer Ansprüche ist den Entschädigungsberechtigten 
die Aufbringung des zweiprozentigen Ablösungs- 
betrages ohne weiteres zuzumuten, zumal sie in 
der Regel bei Beginn der Leistungspflicht wesent- 
lich höhere Zahlungen des Ausstellers (vgl. die Be- 
gründung zu § 5 Abs. 2 Satz 1) erhalten werden, aus 
denen der Ablösungsbetrag ohne Schmälerung des 
Kapitals einbehalten werden kann. 

Durch Absatz 3 wird der Aussteller vor einer Über- 
beanspruchung auch dann geschützt, wenn wider 
Erwarten die ihm zustehenden Ablösungsbeträge 
zur Deckung von Ausfällen nicht ausreichen sollten. 
Er bleibt auch in solchen Fällen durch die Höhe der 
zum Ausgleich zur Verfügung stehenden Ablö- 
sungsbeträge der anderen Aussteller — insgesamt 
etwa 2,4 Mio DM — ausreichend gesichert. 

Da nicht damit zu rechnen ist, daß ein Ausgleich 
zwischen den Ausstellern überhaupt notwendig 
werden wird, sieht das Gesetz von einer näheren 
Regelung des Ausgleichsverfahrens ab, ermächtigt 
aber die Bundesregierung, erforderlichenfalls eine 
solche Regelung im Verordnungswege zu treffen 
(Absatz 4). 

Zu § 7 (Nachträgliche Anerkennung von Auslands- 
bonds) 

Der Entschädigungsanspruch aus einem Feststel- 
lungsbescheid würde durch die nachträgliche Aner- 
kennung des betreffenden Auslandsbonds nach § 51 
Abs. 3 in Verbindung mit § 53 Abs. 1 Satz 3 


AuslWBG rückwirkend entfallen. Diese Gefahr wird 
nach Beginn der Leistungspflicht (vorbehaltlich des 
§ 5 Abs. 5) im Interesse der Rechtssicherheit und 
insbesondere deswegen ausgeschlossen, weil sonst 
eine Veräußerung der für unbestimmte Zeit mit 
einem Ausfallrisiko belasteten Entschädigungsan- 
sprüche kaum möglich wäre. Der Aussteller, der 
gegebenenfalls sowohl das nachträglich anerkannte 
Stück als auch den Entschädigungsanspruch bedie- 
nen muß, ist durch sein allgemeines Kürzungsrecht 
vor einer Überbeanspruchung geschützt. 

Mit der nur unter erschwerten Voraussetzungen 
(vgl. § 51 Abs. 1, Abs. 2 Satz 3 AuslWBG) möglichen 
nachträglichen Anerkennung eines Auslandsbonds, 
für den ein Feststellungsbescheid erteilt worden ist, 
dürfte im übrigen kaum zu rechnen sein. Denn der 
Feststellungsbescheid durfte nur erteilt werden, 
wenn glaubhaft gemacht worden war, daß der be- 
treffende Auslandsbond von keinem Anmeldebe- 
rechtigten zur Anerkennung vorgelegt werden 
konnte (vgl. §§ 4, 41 AuslWBG). 

Zu § 8 (Zahlungen an die Konversionskasse) 

Diese Regelung entspricht den Bestimmungen, die 
nach Anlage V des Schuldenabkommens und dem 
Ausführungsgesetz zum Schuldenabkommen für an- 
erkannte Auslandsbonds gelten. Obwohl die Fest- 
stellungsbescheide in Anlage V des Schuldenab- 
kommens unter I. 1. am Ende bereits ausdrücklich 
erwähnt worden sind, bedarf es dieser besonderen 
Regelung, weil die Entschädigungsansprüche aus 
Feststellungsbescheiden keine Verbindlichkeiten 
sind, die unter das Schuldenabkommen fallen und 
nach ihm zu regeln sind; ihrer Erwähnung in An- 
lage V kommt daher nur die Bedeutung zu, daß der 
Bund insoweit zum Erlaß entsprechender Vorschrif- 
ten verpflichtet ist. 

Zu § 9 (Verbriefung von Entschädigungsansprüchen) 

Wie bereits oben unter A. 5. hervorgehoben, sollen 
die Entschädigungsansprüche aus Feststellungsbe- 
scheiden, soweit es angängig ist, neu verbrieft wer- 
den, um sie im Interesse der Entschädigungsberech- 
tigten besser handelbar zu machen. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, daß die Höhe dieser Entschädigungs- 
ansprüche bei den einzelnen Auslandsarten sehr 
verschieden ist und zwischen ganz geringfügigen 
Beträgen und mehreren Millionen Währungsein- 
heiten schwankt. Eine Neuverbriefung ist nur bei 
den in der Anlage zu Absatz 1 Satz 1 aufgeführten 
Auslandsbondarten sinnvoll, bei denen der Gegen- 
wert der Entschädigungsansprüche aus Feststel- 
lungsbescheiden den Betrag von 1 Mio DM über- 
steigt, also so hoch ist, daß einerseits mit einer 
marktgerechten Kursbildung gerechnet werden kann 
und daß sich andererseits die entstehenden Verbrie- 
fungskosten, insbesondere die Kosten für die Her- 
stellung der Druckplatten, rechtfertigen. In dem 
Verzeichnis sind auch Fälle berücksichtigt, in denen 
die Entschädigungsansprüche mehrerer Auslands- 
bondarten desselben Ausstellers insgesamt den Ge- 
genwert von 1 Mio DM übersteigen, wenn gleich- 
artige Regelungsbedingungen eine einheitliche Ver- 
briefung zulassen. 
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Der Gegenwert der Entschädigungsansprüche aus 
Feststellungsbescheiden, die hiernach in Schuldver- 
schreibungen auf den Inhaber verbrieft werden, be- 
trägt etwa 80 Mio DM. Da außerdem Entschädi- 
gungsansprüche aus Feststellungsbescheiden im Ge- 
genwert von etwa 5 Mio DM nach den Regelungs- 
angeboten in bar abzulösen sind, bleiben von dem 
gesamten Gegenwert der Entschädigungsansprüche 
aus Feststellungsbescheiden (rund 100 Mio DM) nur 
etwa 15 Mio DM, die sich auf über 100 Auslands- 
bondarten verteilen, als unverbriefte Geldforderun- 
gen bestehen. Dieser Betrag kann sich noch dadurch 
vermindern, daß ein Teil der Aussteller den Ent- 
schädigungsberechtigten Umtauschstücke anbieten 
wird. 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt, daß die Ausgabe der 
Schuldverschreibungen keiner Genehmigung nach 
§ 795 BGB bedarf und der Erwerb nicht der Wert- 
papiersteuer unterliegt (vgl. § 11 Abs. 1 des Kapi- 
talverkehrsteuergesetzes). Das erscheint gerecht- 
fertigt, weil die Schuldverschreibungen als Ersatz 
für die in Verlust geratenen Auslandsbonds anzu- 
sehen sind und ihre Ausgabe gesetzlich vorge- 
schrieben ist. 

Absatz 1 Satz 3 gibt den Ausstellern die Möglich- 
keit, die Vorlegungsfrist für die Schuldverschrei- 
bungen auf 10 Jahre abzukürzen, weil diese Abkür- 
zung bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen 
gegenwärtig fast allgemein üblich ist. 

Anders als bei den unverbrieften Entschädigungs- 
ansprüchen (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 nebst Begrün- 
dung) sind bei einer Neuverbriefung Tilgungen 
durch Rückkauf oder Auslosung möglich. Absatz 2 
Satz 1 erster Halbsatz bestimmt daher, daß die 
neuen Schuldverschreibungen in sinngemäßer An- 
wendung der für die Umtauschstücke geltenden Be- 
dingungen jährlich zu tilgen sind. 

Die in Absatz 2 Satz 1 zweiter Halbsatz getroffene 
Vorschrift berücksichtigt, daß bei der Durchführung 
der Tilgungen auf die Mitwirkung der (meist) aus- 
ländischen Treuhänder und Zahlungsagenten ver- 
zichtet werden muß. Die Bekanntmachung der Aus- 
losungen im Bundesanzeiger, die Absatz 2 Satz 2 
vorschreibt, entspricht der Übung im deutschen 
Wertpapierverkehr. 

Zu § 10 (Eintragung von Entschädigungsansprüchen 
in die Schuldbücher) 

Die in Absatz 1 angeordnete Eintragung von Ent- 
schädigungsansprüchen, die sich gegen den Bund 
richten, in das Bundesschuldbuch vereinfacht ihre 
Bedienung und erleichtert ihre Veräußerung. Da der 
größte Teil der Entschädigungsansprüche aus Fest- 
stellungsbescheiden, die sich gegen den Bund rich- 
ten, nach § 9 in Schuldverschreibungen auf den In- 
haber verbrieft wird, besitzt die Vorschrift nur we- 
gen ihrer Anwendbarkeit auf Entschädigungsan- 
sprüche für Tigungsstücke (vgl. § 11 Abs. 1) größere 
Bedeutung. 

Die in Absatz 2 den Ländern erteilte Ermächtigung 
ist geboten, weil es wegen der Rechtsnatur der Ent- 
schädigungsansprüche (vgl. oben unter A. 3.) zwei- 
felhaft sein kann, ob entsprechende landesrechtliche 


Vorschriften bereits durch den in Artikel 97 (in Ver- 
bindung mit Artikel 3) des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch enthaltenen Vorbehalt ge- 
deckt wären. 

Zu § 11 (Inhalt des Entschädigungsanspruchs) 

Die sinngemäße Anwendung der für Entschädi- 
gungsansprüche aus Feststellungsbescheiden gelten- 
den Vorschriften entspricht § 54 Abs. 2 Satz 1 erster 
Halbsatz AuslWBG. Keine Anwendung finden 

§ 4 Abs. 3, weil für die in § 54 AuslWBG genann- 
ten Entschädigungsansprüche keine Feststel- 
lungsbescheide erteilt worden sind und eine 
förmliche Erstreckung von Feststellungsbe- 
scheiden auf Zinsscheine daher nicht in Be- 
tracht kommt; 

§ 6, weil die Entschädigungsansprüche für Til- 
gungsstücke stets das erste Kürzungsrisiko 
tragen (vgl. § 54 Abs. 2 Satz 1 AuslWBG) und 
ein Ausschluß dieses erhöhten Kürzungsrisi- 
kos, für dessen Berechnung alle Anhaltspunkte 
fehlen, den Ausstellern nicht zumutbar wäre; 

§ 8, weil die Anlage V des Schuldenabkommens 
nur die Feststellungsbescheide erwähnt, nicht 
jedoch Tilgungsstücke, und weil es nicht an- 
gängig erscheint, die nach dem deutschen 
Recht eingetretene befreiende Wirkung von 
Zahlungen an die Konversionskasse in weite- 
rem Umfange aufzuheben, als es im Schulden- 
abkommen vorgesehen ist; 

§ 9, weil die Möglichkeit nachträglicher Kürzungen 
eine Anwendung dieser Vorschrift nicht zu- 
läßt. Wegen der Verbriefung gegen Sicher- 
heitsleistung vgl. § 13 nebst Begründung. 

Die in Absatz 2 getroffene Vorschrift gibt Ausstel- 
lern, die sich im Regelungsangebot zur Barablösung 
verpflichtet haben, im Ergebnis ein Wahlrecht, ob 
sie die Entschädigungsansprüche für Tilgungsstücke 
ebenfalls bar ablösen oder mit verlängerter Lauf- 
zeit nach den einschlägigen Bestimmungen des 
Schuldenabkommens bedienen wollen. Die Ein- 
räumung dieses Wahlrechtes ist geboten, weil sich 
die Aussteller zu einer Barablösung meist nur bei 
geringer Höhe des effektiven Umlaufs entschlossen 
haben, während die Entschädigungsansprüche für 
Tilgungsstücke oft so beträchtlich sind, daß ihre 
Barablösung die Aussteller unzumutbar belasten 
würde. Dies gilt um so mehr, als die Aussteller bei 
der Abgabe des Regelungsangebotes für den recht- 
mäßigen Umlauf mit einer gleichartigen Behandlung 
der Entschädigungsansprüche für die — nach § 6 
AuslWBG als kraftlos geltenden — - Tilgungsstücke 
nicht zu rechnen brauchten. Zu berücksichtigen ist 
schließlich auch, daß durch die Barablösung vielfach 
eine Freigabe der Anleihesicherheiten erreicht wer- 
den sollte, die für die Entschädigungsansprüche 
ohnehin nicht haften. 

Zu § 12 (Kürzungsrecht des Ausstellers nach Lei- 
stung) 

Durch die bereits im Bereinigungsgesetz getroffene 
Kürzungsregelung (§ 54 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung 
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mit § 53 Abs. 2 AuslWBG) soll der Aussteller vor 
jeder Überbeanspruchung geschützt werden. Satz 1 
erster Halbsatz stellt klar, daß dieser Schutz auch 
dann gilt, wenn der Aussteller auf die Entschädi- 
gungsansprüche für Tilgungsstücke bereits Leistun- 
gen erbracht hat. Nach Satz 1 zweiter Halbsatz steht 
dem Aussteller in diesem Falle ein Rückzahlungs- 
anspruch gegen den Empfänger der Leistung zu. 
Art und Umfang der Rückzahlungspflicht richten 
sich nach § 820 BGB, weil der Entschädigungsan- 
spruch seiner Natur nach dem Kürzungsrisiko unter- 
liegt und der Empfänger der Leistung daher mit dem 
Eintritt des Kürzungsrechts rechnen muß, es sich 
also bei dem nachträglichen Kürzungsrecht um einen 
der Vorschrift des § 820 BGB ähnlichen Bereiche- 
rungstatbestand handelt. Satz 2 bestimmt, daß der 
Entschädigungsberechtigte (z. B. die Deutsche Gold- 
diskontbank oder die Konversionskasse) unabhän- 
gig davon, ob der Aussteller an ihn oder an einen 
Dritten, etwa einen Abtretungsempfänger, geleistet 
hat, für den Rückzahlungs anspruch haftet. Diese 
Regelung ist im berechtigten Interesse des Ausstel- 
lers geboten, dem sonst nicht zuzumuten wäre, an 
einen Abtretungsempfänger oder anderen Dritten 
zu zahlen. 

Zu § 13 (Verbriefung von Entschädigungsansprüchen) 

Die Entschädigungsberechtigten für Tilgungsstücke 
— insbesondere die Deutsche Golddiskontbank, 
deren Liquidation beabsichtigt ist — sind daran 
interessiert, daß auch ihre Entschädigungsansprüche 
verbrieft und dadurch handelbar gemacht werden. 
Absatz 1 trägt diesem Interesse Rechnung, indem 
es den Aussteller verpflichtet, die Entschädigungs- 
ansprüche für Tilgungsstücke auf Verlangen des 
Berechtigten in Schuldverschreibungen auf den In- 
haber zu verbriefen. Da. sich jedoch das erhöhte 
Kürzungsrisiko bei diesen Entschädigungsansprüchen 
nicht wie bei den Entschädigungsansprüchen aus 
Feststellungsbescheiden ablösen läßt (vgl. §§ 6, 11 
Abs-. 1 nebst Begründung), wird gleichzeitig zum 
Schutz des Ausstellers für den Fall von Kürzungen 
bestimmt, daß er die Verbriefung von einer Sicher- 
heitsleistung des Entschädigungsberechtigten ab- 
hängig machen kann. 

Die Schuldverschreibungen dürfen nach Absatz 2 
Satz 1 keinen Vorbehalt von Kürzungen tragen, 
müssen also trotz Fortbestehens des Kürzungsrechts 
eine unbedingte Leistungsverpflichtung des Aus- 
stellers enthalten, weil sie sonst für den Wert- 
papierhandel ungeeignet wären. Die in Absatz 2 
Satz 2 bis 4 getroffenen Vorschriften entsprechen 
der Regelung, die für die Verbriefung von Ent- 
schädigungsansprüchen aus Feststellungsbescheiden 
nach § 9 gilt. 

Die Kosten der Verbriefung sind nach Absatz 3 
vom Entschädigungsberechtigten zu tragen und vor- 
zuschießen, weil die Verbriefung nur auf sein Ver- 
langen stattfindet und hier — anders als bei den 
Entschädigungsansprüchen aus Feststellungsbeschei- 
den — nicht davon ausgegangen werden kann, daß 
die Aufwendungen des Ausstellers für die Ver- 
briefung durch eine vereinfachte Bedienung der An- 
sprüche ausgeglichen werden. 


Zu § 14 (Gerichtsstand) 

Für Streitigkeiten zwischen Entschädigungsberech- 
tigten und Ausstellern ist mangels abweichender 
Vorschriften des Bereinigungsgesetzes der ordent- 
liche Rechtsweg gegeben. Wegen der Schwierigkeit 
der Materie ist die erstinstanzliche Zuständigkeit 
des Landgerichts geboten, die übrigens in aller 
Regel durch den Wert des Streitgegenstandes ohne- 
dies begründet sein dürfte. Da die hauptsächlich in 
Betracht kommenden Entschädigungsberechtigten 
(Reichsbank, Konversionskasse, Deutsche Golddis- 
kontbank) ihren Sitz in Berlin haben und die Til- 
gungsstücke zum größten Teil in Berlin abhanden 
gekommen sind, ist die ausschließliche Zuständig- 
keit des Landgerichts Berlin zweckmäßig. Für diese 
Regelung spricht ferner, daß das Landgericht Berlin 
auch für Klagen auf Erstattung wegen Konversions- 
kassen-Einzahlungen ausschließlich zuständig ist 
(§ 42 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zum Schul- 
denabkommen) und diese Klagen mit Klagen aus 
Entschädigungsansprüchen oft in einem inneren Zu- 
sammenhang stehen werden. 

Zu § 15 (Haftung Dritter) 

Nach § 53 Abs. 1 und § 54 Abs. 1 AuslWBG richten 
sich die Entschädigungsansprüche auch gegen Dritte, 
die für Ansprüche aus Auslandsbonds der betreffen- 
den Art unmittelbar haften. § 15 berücksichtigt 
diese Haftung und ferner Fälle, bei denen aus 
anderen Gründen nicht der ursprüngliche Aussteller 
das Regelungsangebot abgegeben hat. 

Zu § 16 (Ersatzurkunden und andereErsatzleistungen) 

Die hier getroffenen Vorschriften sind im Hinblick 
auf § 15 AuslWBG geboten, um die Aussteller vor 
der Gefahr einer doppelten Inanspruchnahme mit 
Sicherheit zu schützen. 

Zu § 17 (Steuer- und Bilanzierungsvorschriften) 

Diese Vorschriften berücksichtigen, daß die Ent- 
schädigungsansprüche bei der in diesem Zusammen- 
hang gebotenen wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
ebenso wie die Ansprüche aus den Auslandsbonds 
behandelt werden müssen, aus denen sie herrühren. 
Diese Auffassung entspricht der grundsätzlichen 
Regelung des § 3, nach der den Entschädigungs- 
berechtigten Geldleistungen nach Maßgabe der 
Regelungsangebote, die für anerkannte Auslands- 
bonds gelten, zustehen. Durch die Gewährung der 
Entschädigungsansprüche werden die Verpflich- 
tungen des Ausstellers keinesfalls erhöht, da die 
Entschädigungsansprüche nur geltend gemacht wer- 
den können, wenn die zugrunde liegenden Aus- 
landsbonds kraftlos geworden sind (vgl. § 53 Abs. 1 
Satz 3 AuslWBG). Wenn die Entschädigungs- 
ansprüche auch im strengen Rechtssinn mit den An- 
sprüchen aus den kraftlos gewordenen Bonds nicht 
identisch sind, so stellen sie doch ein Surrogat 
dieser Ansprüche dar, das in jeder Hinsicht an 
deren Stelle tritt und hinsichtlich dessen, soweit 
nicht etwas anderes bestimmt ist, die Rechtsver- 
hältnisse, denen das ursprüngliche Recht unterlag, 
als fortbestehend angesehen werden müssen. Diesen 
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Gedanke hat bereits im Bereinigungsgesetz selbst, 
und zwar in § 68 Abs. 2, Ausdruck gefunden. Wenn 
dort bestimmt ist, daß sich Pfandrechte und andere 
Rechte Dritter an einem Auslandbond an den Ent- 
schädigungsansprüchen fortsetzen, so ist das als 
Ausfluß eines allgemeinen Grundsatzes anzusehen. 
Ganz im Einklang mit dieser Auffassung steht im 
übrigen, daß die Entschädigungsansprüche in der 
Umstellungsrechnung von Geldinstituten schon nach 
geltendem Recht wie die Ansprüche aus anerkann- 
ten Auslandsbonds bewertet werden (vgl. § 6 Abs. 4 
und § 28 Nr. 6 der Verordnung über die Umstel- 
lungsrechnung der Geldinstitute aus Anlaß der 
Neuordnung des Geldwesens vom 11. August 1958 
— BGBl. I S. 589). 

Zu § 18 (Entschädigungsansprüche nach § 52 Ausl- 
WBG) 

Wie sich aus den Begriffsbestimmungen in § 1 Nr. 2, 
3 ergibt, betrifft das Gesetz an sich nicht die Ent- 
schädigungsansprüche, die nach § 52 AuslWBG den 
Inhabern von Auslandsbonds zustehen, deren 
Stücke nicht angemeldet und daher kraftlos gewor- 
den sind. Die Gründe, die zu den Vorschriften über 
die Zahlungen an die Konversionskasse (§ 8) und 
über die Haftung Dritter (§ 15) sowie zu den Steuer- 
und Bilanzierungsvorschriften (§ 17) geführt haben, 
treffen auch für diese Entschädigungsansprüche zu. 
Da insoweit kein Mitwirkungsrecht der Begebungs- 
länder in Rede steht, erscheint es zweckmäßig, die 
Geltung der genannten Vorschriften im vorliegen- 
den Gesetz auf die Entschädigungsansprüche nach 
§ 52 zu erstrecken. 

Zu § 19 (Vorschriften für die in den Niederlanden 
begebenen Auslandsbonds) 

Die Anmeldefrist für die in den Niederlanden be- 
gebenen Auslandsbonds wird durch Absatz 1 bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 1959 verlängert, weil 
die niederländische Regierung der Durchführung des 
Bereinigungsverfahrens und insbesondere der Be- 
stellung eines Auslandsbevollmächtigten für die 
Niederlande erst kurz vor Ablauf der bisherigen 


Anmeldefrist (31. August 1958) zugestimmt hat und 
vorher keine Anmeldungen bei dem Auslandsbe- 
vollmächtigten möglich waren. 

Absatz 2 entspricht der Regelung, die nach § 37 
Abs. 2 AuslWBG für Fristverlängerungen im Ver- 
ordnungswege gilt. 

Absatz 3 stellt gegenüber etwa möglichen Zwei- 
feln klar, daß Anmeldungen, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes lediglich wegen Versäumung der 
bisherigen Anmeldefrist abgelehnt worden sind, bis 
zum Ablauf der verlängerten Frist wiederholt wer- 
den können. 

Da sich gegenwärtig noch nicht übersehen läßt, ob 
die Verlängerung der Anmeldefrist bis zum 31. De- 
zember 1959 zur ordnungsmäßigen Durchführung 
des Bereinigungsverfahrens in den Niederlanden 
ausreichen wird, sieht Absatz 4 die Möglichkeit 
einer weiteren Fristverlängerung durch Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung vor. 

Eine Bedienung von Entschädigungsansprüchen 
kommt erst in Betracht, wenn der rechtmäßige Um- 
lauf an effektiven Stücken feststeht. Absatz 5 be- 
stimmt daher, daß die Leistungspflicht für die in den 
Niederlanden begebenen Auslandsbonds frühestens 
zwei Monate nach Ablauf der Anmeldefrist beginnt. 

Zu § 20 (Land Berlin) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Zu § 21 (Saarland) 

Im Saarland soll das Gesetz nicht gelten, weil es 
nur die im Bereinigungsgesetz vorbehaltene nähere 
Regelung nachholt und das Bereinigungsgesetz 
selbst nicht im Saarland gilt. Saarländische Entschä- 
digungsberechtigte werden dadurch nicht beein- 
trächtigt. 

Zu § 22 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift bewirkt, daß nach § 5 Abs. 1 auch 
der Beginn der Leistungspflicht auf den ersten Tag 
eines Kalendermonats fällt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 26. März 1959 — 12 — 53002 — 
2502/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen 

den Entwurf eines Gesetzes zur näheren 
Regelung der Entschädigungsansprüche für 
Auslandsbonds 

(Auslandsbonds-Entschädigungsgesetz) 


keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Kaisen 



